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Jugend-Check Thüringen 
Der Jugend-Check Thüringen ist ein Instrument der Gesetzesfolgenabschätzung. Mit ihm werden die Auswirkungen von Gesetzes-

vorhaben auf junge Menschen in Thüringen zwischen dem Eintritt in die Sekundarstufe bis zum Ende der Ausbildung aufgezeigt. 

Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 
2023 (ThürGNGG) (Stand: 26.04.2022) 

Der Gesetzesentwurf zum Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden 
im Jahr 2023 (ThürGNGG) dient der Umsetzung der freiwillig eingereichten Neugliederungsanträge der Ge-
meinden, die zur Steigerung der kommunalen Leistungs- und Verwaltungskraft führen sollen.1 Das Gesetz 
soll am 01. Januar 2023 in Kraft treten, vgl. § 23 ThürGNGG. 

Betroffene Gruppen junger Menschen 

Normadressatinnen und -adressaten sind in der für den Jugend-Check Thüringen relevanten Altersgruppe 
junge Menschen, die in der Kommunalverwaltung und bei kommunalen Betrieben der Gemeinden, die von 
der Gemeindeneugliederung im vorliegenden Gesetz betroffen sind, arbeiten. Dies können sowohl junge 
Auszubildende als auch junge Tarifbeschäftigte sein.  

Folgende zentrale Auswirkungen wurden identifiziert: 

• Durch die Neuregelung sollen u.a. Ausbildungsverhältnisse aus der aufzulösenden Ge-
meinde vollständig in eine Körperschaft der erweiterten Gemeinde eingegliedert werden (§ 
10 Abs. 1 ThürGNGG). Durch die Übertragung könnte es für betroffene Auszubildende zu 
einem Wechsel der Ausbilderin oder des Ausbilders kommen. Dies könnte gerade in denje-
nigen Gemeinden der Fall sein, wo die Beschäftigten der aufzulösenden Gemeinde auf ver-
schiedene Gemeinden aufgeteilt werden (§ 10 Abs. 2 ThürGNGG). Junge Auszubildende 
könnten durch den Wechsel und den damit ggf. verbundenen Wegfall einer zentralen Ver-
trauensperson in ihrem Ausbildungsprozess verunsichert werden, was ihren weiteren Aus-
bildungsverlauf destabilisieren könnte. 

• Durch die Gemeindeneugliederung (§§ 1 Abs. 1-6; 2 Abs. 1; 3 Abs. 1; 4; 5 Abs. 1 ThürGNGG) 
könnten junge Eltern aus einer sich auflösenden Gemeinde schwieriger einen Platz für ihr 
Kind in ihrer nächstlegenden Kindertagesstätte finden. Denn sie müssten aufgrund der ver-
größerten Gemeindefläche eventuell längere Wege zu Kindertagesstätten, die zu ihrer 
neuen Gemeinde gehören und in denen ihre Kinder vorrangig einen Platz erhalten können, 
in Kauf nehmen. Gerade junge Eltern könnten allerdings besonders auf eine wohnortsnahe 
Kinderbetreuung bzw. eine solche mit guter Anbindung an den ÖPNV angewiesen sein.  

• Künftig soll sich im Rahmen der Gemeindeneugliederung die Landkreiszugehörigkeit einzel-
ner Ortsteile von Gemeinden ändern (§ 1 Abs. 2 ThürGNGG). Dadurch könnte es zu Unsi-
cherheiten bezüglich der Weiterfinanzierung von Angeboten für junge Menschen kommen, 
welche ihre Grundlage im Jugendförderplan des abgebenden Landkreises haben. Werden be-
stehende Angebote nicht in den Jugendförderplan des aufnehmenden Landkreises integriert, 
könnten bestehende Angebote wegfallen. Junge Menschen könnten dann weniger Möglich-
keiten der niederschwelligen wohnortnahen Freizeitgestaltung haben. 
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Betroffen sind zudem junge Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinden, welche von der Gemeinde-
neugliederung im vorliegenden Gesetz betroffen sind. In Thüringen sind acht Prozent der Bevölkerung zwi-
schen 15 und 25 Jahre alt. In den betroffenen Landkreisen ist die Verteilung ähnlich bzw. liegt leicht darunter 
(vor allem Landkreis Greiz mit 6,9 Prozent junge Menschen von 15 bis 25 Jahren).2 

Auswirkungen auf junge Menschen 

Betroffene Lebensbereiche 

☒ Familie ☒ Freizeit/Kultur ☒ Bildung/Erziehung/Arbeit     ☐ Umwelt/Gesundheit     ☐ Politik/Gesellschaft 

Änderung kommunaler Ausbildungs- und Beschäftigungsverhältnisse:  
Übergang, Sicherung und Beteiligung 

§ 10 Abs. 1, 2, 5 S. 1ThürGNGG 

Die Neuregelung soll neben Tarifbeschäftigungen auch bestehende Ausbildungsverhältnisse aus der aufzu-
lösenden Gemeinde vollständig in eine Körperschaft der erweiterten Gemeinde eingliedern, vgl. § 10 Abs. 1 
ThürGNGG. Nach der Neuregelung sollen für Gemeinden, die sich auflösen und die vollständig in mehrere 
andere Körperschaften eingegliedert werden, anteilige Überleitungen der Tarifbeschäftigten oder Ausbil-
dungsverhältnissen unter Berücksichtigung von Kriterien wie z.B. Mobilität, Betreuung oder Pflege eines 
minderjährigen Kindes oder anderen pflegebedürftigen Angehörigen erfolgen, vgl. § 10 Abs. 2 ThürGNGG.  

Die Neuregelung soll ferner betriebsbedingte Kündigungen aus Gründen, die im Zusammenhang mit der 
Gemeindeneugliederung stehen, für drei Jahre ab dem Zeitpunkt des Übergangs des Arbeitsverhältnisses 
ausschließen, vgl. § 10 Abs. 5 S. 1 ThürGNGG. 

Die Übertragung des Ausbildungsverhältnisses auf eine andere Gemeinde könnte sich auf die Aus-
bildungsbedingungen von jungen Auszubildenden in den Gemeindeverwaltungen der betroffenen 
Gemeinden auswirken. Junge Menschen können sich hier zum Beispiel zur Verwaltungsfachange-
stellten, zum Straßenwart oder zur Gärtnerin mit Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau ausbil-
den lassen.3 Durch die Übertragung könnte es für junge Auszubildende in der Gemeindeverwaltung 
zu einem Wechsel der Ausbilderin oder des Ausbilders kommen. Dies könnte gerade in denjenigen 
Gemeinden der Fall sein, wo die Beschäftigten der aufzulösenden Gemeinde auf verschiedene Ge-
meinden aufgeteilt werden, vgl. § 10 Abs. 2 ThürGNGG. Die Beziehung zwischen den Auszubilden-
den und der jeweiligen Ausbilderin bzw. dem jeweiligen Ausbilder spielt allerdings eine zentrale 
Rolle auf dem Weg zum erfolgreichen Abschluss einer Ausbildung.4 Junge Auszubildende könnten 
durch den Wechsel und den damit ggf. verbundenen Wegfall einer zentralen Begleitungs- und Ver-
trauensperson in ihrem Ausbildungsprozess verunsichert werden, was den weiteren Ausbildungs-
verlauf destabilisieren könnte. Eine besondere Berücksichtigung der Beziehung der jungen Auszu-
bildenden zu ihrer jeweiligen Ausbilderin bzw. ihrem jeweiligen Ausbilder könnte diese jungen 
Menschen dabei unterstützen, den Übergang in die veränderte Ausbildungssituation in der neuen 
Gemeinde gelingend zu gestalten.  

Auch der Ausschluss von betriebsbedingten Kündigungen im Zusammenhang mit der Gemeinde-
neugliederung für die Dauer von drei Jahren ab dem Zeitpunkt des Übergangs des 
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Arbeitsverhältnisses nach § 10 Abs. 5 S. 1 ThürGNGG, könnte sich auf junge Beschäftigte der be-
troffenen Gemeinden auswirken. Denn junge Beschäftigte könnten sich vermehrt Sorgen um ihre 
Übernahme nach Ende der Ausbildung machen, da sie aufgrund des auslaufenden Ausbildungsver-
hältnisses nicht denselben Schutz ihres Arbeitsplatzes für drei Jahre genießen wie ihre Kolleginnen 
und Kollegen, sondern nur bis zum Ende des Ausbildungsvertrags. Zwar liegt Thüringen bundesweit 
auf dem zweiten Platz der Angebots-Nachfrage-Relation von Ausbildungsplätzen zu Ausbildungs-
suchenden5; zudem werden in den nächsten zehn Jahren ca. 30 Prozent der Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst der Kommunen ausscheiden,6 was auf eine erhöhte Chance auf eine Weiterbeschäfti-
gung nach Ausbildungsende hindeutet. Werden junge Auszubildende allerdings nicht übernom-
men, könnte es für sie schwierig sein, aufgrund der ländlichen Struktur der betroffenen Gemeinden7 
alternative Arbeitsplätze zu finden.  

Die Gemeindeneugliederungen könnten für junge Auszubildende und minderjährige Beschäftigte 
zudem zu mehr Beteiligungsmöglichkeiten führen. Denn wenn nach der Eingliederung mindestens 
fünf Beschäftigte vorhanden sind, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder sich in 
einer beruflichen Ausbildung befinden, müssten Jugend- und Auszubildendenvertretungen gebildet 
werden, vgl. § 57 ThürPersVG. Wenn Gemeinden zusammengelegt werden, gibt es eventuell erst-
mals genug junge Beschäftigte für eine solche Vertretung. Auch ist es möglich, dass durch die Ein-
gliederung in einen größeren Landkreis junge Auszubildende der einzugliedernden Gemeinden 
erstmals von den vorhandenen Strukturen der Jugend- und Auszubildendenvertretung der aufneh-
menden Gemeinde profitieren könnten. Dies kann die Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte 
der jungen Auszubildenden der Kommunen stärken. Junge Beschäftigte könnten dann von einer 
erhöhten Aufmerksamkeit für ihre Belange profitieren. 

Mögliche Verlängerung der Anfahrtswege und Änderung der Kosten der Kindertagesbe-
treuung 

§§ 1 Abs. 1-6; 2 Abs. 1; 3 Abs. 1; 4; 5 Abs. 1; 8 Abs. 1 ThürGNGG  

Die Neuregelung soll solche Gemeinden, die freiwillig einen Antrag auf Neugliederung gestellt haben und 
deren Neugliederung aus Sicht der Landesregierung dem öffentlichen Wohl entspricht,8 auflösen und in 
andere bestehende Gemeinden eingliedern, vgl. §§ 1 Abs. 1-6; 2 Abs. 1; 3 Abs. 1; 4; 5 Abs. 1 ThürGNGG.  

Die Neuregelung soll festlegen, dass das bisher geltende Ortsrecht weiter gilt, bis es durch das Ortsrecht 
der aufnehmenden Gemeinde ersetzt wird oder außer Kraft tritt, vgl. § 8 Abs. 1 ThürGNGG. So sollen dann 
z.B. die Benutzungsordnungen für Tageseinrichtungen für Kinder der aufnehmenden Gemeinde gelten. 
Diese regeln u.a., welche Kinder berechtigt sind, die Kindertageseinrichtung zu besuchen. Hier besteht oft 
Vorrang für die Kinder der eigenen Gemeinde.9 

Durch die Gemeindeneugliederung könnten junge Eltern aus einer sich auflösenden Gemeinde 
schwieriger einen Platz für ihr Kind in ihrer nächstlegenden Kindertagesstätte finden. Denn sie 
müssten aufgrund der vergrößerten Gemeindefläche eventuell längere Wege zu Kindertagesstät-
ten, die zu ihrer neuen Gemeinde gehören und in denen ihre Kinder vorrangig einen Platz erhalten 
können, in Kauf nehmen. Gerade junge Eltern könnten allerdings besonders auf eine wohnortsnahe 
Kinderbetreuung bzw. eine solche mit guter Anbindung an den ÖPNV angewiesen sein. Denn   
junge Menschen nutzen im Alltag öfter als ältere öffentliche Verkehrsmittel oder gehen zu Fuß.10 
Aufgrund des tendenziell geringeren Einkommens junger Menschen11, könnten für diejenigen junge 



 

4 

Eltern mit eigenem Auto zudem höhere Spritkosten aufgrund längerer Anfahrtswege bei einer An-
fahrt mit dem PKW  besonders ins Gewicht fallen. 

Besonders junge Eltern, deren Gemeindegebiet auf mehrere aufnehmende Gemeinden aufgeteilt 
wird, wie z.B. bei der Gemeinde Anrode, vgl. § 1 Abs. 1, 3, 4 ThürGNGG, könnten zudem besonders 
betroffen sein. Ist eine Kindertagesstätte bereits mit Kindern aus der aufnehmenden Gemeinde 
voll, könnten junge Eltern im Ortsteil der aufgelösten Gemeinde, welcher nun einer anderen Ge-
meinde angegliedert wird, schwieriger dort einen Kitaplatz bekommen. Sie müssten dann ggf. auf 
eine Kindertagesstätte in einem Ortsteil der neu gebildeten größeren Gemeinde ausweichen.  

Zudem könnte die Gemeindeneugliederung und eine damit einhergehende Anpassung der Satzun-
gen für Kindertageseinrichtungen auch zu einer Veränderung der Gebühren für die Benutzung der 
Tageseinrichtungen für Kinder in kommunaler Trägerschaft führen. So betragen beispielsweise die 
Gebühren in der Gemeinde Anrode für die Betreuung eines Kindes ab einem Jahr 145 Euro pro Mo-
nat für eine tägliche Betreuung für bis zu fünf Stunden; in der Stadt Dingelstädt, zu welcher einzelne 
Ortsteile von Anrode wechseln sollen, liegen die Gebühren für dieselbe Betreuung laut Satzung bei 
235 Euro pro Monat.12 Gerade junge Menschen verfügen allerdings oft über ein geringes Einkom-
men.13 Die Anpassung der Satzungen im Bereich der Kindertageseinrichtungen durch die Gemein-
deneugliederung könnte daher eine finanzielle Mehrbelastung für junge Eltern, welche ihre Kinder 
in kommunalen Kindertageseinrichtungen betreuen lassen möchten, zur Folge haben. Andererseits 
könnten junge Eltern bei Zuordnung zu einer Gemeinde mit niedrigeren Kitagebühren finanziell 
entlastet werden. 

Mögliche Unsicherheiten bei der Jugendförderung und in der Unterstützung von jungen 
Menschen in den Hilfen zur Erziehung 

§§ 1 Abs. 2; 8 Abs. 3 ThürGNGG 

Die Neuregelung soll teilweise die Landkreiszugehörigkeit der auflösenden Gemeinde zu der der aufneh-
menden Gemeinde ändern, vgl. § 1 Abs. 2 ThürGNGG. So sollen z.B. die Ortsteile Bickenriede und Zella der 
aufgelösten Gemeinde Anrode aus dem Landkreis Unstrut-Hainich-Kreis in den Landkreis Eichsfeld einge-
gliedert werden, vgl. § 1 Abs. 2 ThürGNGG. Damit könnte sich z.B. die Zuständigkeit des Jugendamts verän-
dern, welche sich an dem jeweiligen Landkreis orientiert, vgl. § 1 Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausfüh-
rungsgesetz (ThürKJHAG). 

Entsprechend soll das bisher geltende Kreisrecht für Gemeinden, deren Landkreiszugehörigkeit sich ändert, 
bis zur Geltung des Kreisrechts des neuen Landkreises fortgelten, vgl. § 8 Abs. 3 ThürGNGG. 

Ändert sich im Rahmen der vorliegenden Gesetzesänderung die Landkreiszugehörigkeit der Ge-
meinden, könnte es zu Unsicherheiten bezüglich der Weiterfinanzierung von Angeboten für junge 
Menschen kommen, welche ihre Grundlage im Jugendförderplan des abgebenden Landkreises ha-
ben. Hierzu gehören Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit (wie z.B. Jugendräume), der 
Jugendsozialarbeit (wie z.B. Angebote zum Übergang zwischen Schule und Beruf) und der Jugend-
verbandsarbeit.14 Studienergebnisse weisen darauf hin, dass jungen Menschen im ländlichen Raum 
im Gegensatz zu jungen Menschen in urbanen Gebieten weniger Möglichkeiten der Freizeitgestal-
tung haben15 und ihnen Treffpunkte für Jugendliche an ihren Wohnorten fehlen.16 Werden beste-
hende Angebote und ihre jeweilige Finanzierung nicht in den Jugendförderplan des aufnehmenden 
Landkreises integriert und die notwendige Finanzierung dieser Angebote gesichert, könnten 
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bestehende Angebote wegfallen. Junge Menschen könnten dann weniger Möglichkeiten der nie-
derschwelligen wohnortnahen Freizeitgestaltung haben. Diese sind allerdings gerade für junge 
Menschen wichtig, denn Angebote der Kinder- und Jugendarbeit können jungen Menschen Mög-
lichkeitsräume und Treffpunkte bieten,17 welche sie bei den in der Jugendphase zentralen Heraus-
forderungen der Verselbstständigung und Selbstpositionierung18 unterstützen können. Hierbei 
spielt auch der Zugang zu sozialpädagogischen Unterstützungs- und Begleitungsangeboten eine 
Rolle.19 Zu diesen könnten junge Menschen schwieriger Zugang zu finden, wenn diese nicht mehr 
vor Ort stattfinden bzw. durch Fachkräfte der offenen Kinder- und Jugendarbeit am Wohnort ver-
mittelt werden. 

Durch die Änderung der Zuständigkeit des Jugendamts bei Landkreiswechsel könnten sich zudem 
für junge Menschen, welche im Rahmen der Hilfen zur Erziehung (vgl. §§ 27-35 SGB VIII) Unterstüt-
zung in Anspruch nehmen, Auswirkungen ergeben. So könnte sich ihre Ansprechperson im Jugend-
amt verändern. Dieser Wechsel der Sachbearbeiterin bzw. des Sachbearbeiters und die notwendige 
Zeit der Einarbeitung dieser sowie die Klärung von Fragen der Kostenübernahme, könnte dazu füh-
ren, dass sich die Feststellung des aktuellen Hilfebedarfs und die Erbringung geeigneter Hilfen für 
junge Menschen verzögern. Durch die Coronapandemie kam es in den vergangenen Jahren bereits 
teils zu einem eingeschränkten Kontakt zu den jungen Hilfeempfängerinnen und -empfängern, in 
dessen Zuge u.a. auch Hilfeplangespräche ausgesetzt oder verschoben wurden.20 Junge Menschen, 
welche vom Jugendamt unterstützt werden, könnten durch die Änderungen der Landkreiszugehö-
rigkeit ihrer Wohnsitzgemeinde nun nochmals Verzögerungen in ihrer Unterstützung erfahren.   
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